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In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 30.3.2017 entschiedenen Fall 
wurde ein Musikalbum über einen Internetanschluss im Wege des „File-
sharing“ öffentlich zugänglich gemacht. Für diese Urheberrechtsverletzung 

verlangte der Rechteinhaber Schadensersatz vom Inhaber des Internetanschlusses. Die-
ser bestritt die Rechtsverletzung begangen zu haben und wies darauf hin, dass seine drei 
bereits volljährigen Kinder noch bei ihm wohnen und jeweils eigene Rechner nutzen und 
über einen mit einem individuellen Passwort versehenen WLAN-Router Zugang zum In-
ternetanschluss hatten. Der Anschlussinhaber erklärte, er wüsste, welches seiner Kinder 
die Verletzungshandlung begangen hat, verweigerte hierzu aber nähere Angaben.

Dazu entschieden die Richter des BGH, dass der Anschlussinhaber, sofern er eine eigene 
Verurteilung abwenden will, den Namen des Familienmitglieds offenbaren muss, wenn 
er im Rahmen der ihm obliegenden Nachforschungen diesen erfahren hat.

Der Fall wurde dem Bundesverfassungsgericht vorgelegt. Dieser kam zu dem Entschluss, 
dass das Grundrecht auf Achtung des Familienlebens einer zivilprozessualen Obliegen-
heit der Inhaber eines Internetanschlusses nicht entgegen steht, zu offenbaren, welches 
Familienmitglied den Anschluss genutzt hat, wenn über den Anschluss eine Urheber-
rechtsverletzung begangen wurde. Aus dem Grundgesetz ergibt sich danach zwar ein 
Recht, Familienmitglieder nicht zu belasten, nicht aber ein Schutz vor negativen prozes-
sualen Folgen dieses Schweigens.

Wenn man von einem Privatmann einen Gebrauchtwagen kauft, kann die 
sogenannte „Gewährleistungshaftung“ für Mängel vertraglich ausgeschlos-
sen werden. Kauft man einen Gebrauchtwagen von einem Händler, geht das 
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dagegen nicht. Manchmal ist aber auch nicht ganz klar, wer der Vertragspartner ist. Ein 
solcher Fall wurde vor kurzem vor dem Oberlandesgerichts Oldenburg (OLG) verhandelt.

In einem Internetinserat wurde ein VW Multivan angeboten. Im Kopf der Anzeige war 
der Name des Autohauses genannt. Im Kleingedruckten fand sich der Hinweis, das Fahr-
zeug wird „im Kundenauftrag angeboten“. Der Interessent – der nicht perfekt Deutsch 
sprach – wurde sich bei der ersten Besichtigung des Fahrzeugs mit dem Händler einig. Es 
wurden noch kleine Reparaturen durchgeführt. Eine Woche später kam es zur Vertrags-
unterzeichnung beim Händler. Als Verkäufer war eine Privatperson aufgeführt, mit deren 
Nachnamen der Autohändler auch unterschrieb. Außerdem wurde ein Gewährleistungs-
ausschluss vereinbart. Kurze Zeit später zeigte sich ein Motorschaden, den der Autokäu-
fer reparieren ließ. Der Mangel trat aber erneut auf. Jetzt verlangte er vom Händler die 
Reparaturkosten sowie eine neue Reparatur. Der Händler lehnte ab und verwies darauf, 
dass nicht er, sondern eine Privatperson Vertragspartei ist.

Die Richter des OLG kamen zu dem Urteil, dass sich der Händler darauf nicht berufen 
durfte und damit auch nicht auf den Gewährleistungsausschluss. Er hatte nicht deutlich 
gemacht, nicht in eigenem Namen handeln zu wollen. Durch die Nutzung seines Fir-
mennamens an prominenter Stelle auf dem Internetinserat, sein Auftreten als derjenige, 
der für den bestehenden Mangel vor Kaufvertragsunterzeichnung einstehen wollte und 
die Unterzeichnung mit dem Namen, der auch im Kaufvertrag als Verkäufer aufgeführt 
war, hat er den Eindruck erweckt, auch der Verkäufer zu sein. Hieran musste er sich 
festhalten lassen. Der Hinweis auf den Kundenauftrag im Kleingedruckten reicht nicht.

 
Ein 1929 geborener Patient litt an fortgeschrittener Demenz. Er war bewe-
gungs- und kommunikationsunfähig. Der Patient wurde von September 2006 
bis zu seinem Tod im Oktober 2011 mittels einer PEG-Magensonde künstlich 

ernährt. Er stand unter Betreuung eines Rechtsanwalts und  hatte keine Patientenverfü-
gung errichtet. Sein Wille hinsichtlich des Einsatzes lebenserhaltender Maßnahmen ließ 
sich auch nicht anderweitig feststellen. Der Sohn war der Ansicht, dass die künstliche 
Ernährung spätestens seit Anfang 2010 nur noch zu einer sinnlosen Verlängerung des 
krankheitsbedingten Leidens des Patienten geführt hatte. Der betreuende Arzt wäre, 
nach Auffassung des Sohnes, daher verpfl ichtet gewesen, das Therapieziel dahingehend 
zu ändern, dass das Sterben des Patienten durch Beendigung der lebenserhaltenden 
Maßnahmen zugelassen werde und verlangte vom Arzt Schmerzensgeld.

Der Bundesgerichtshof kam zu der Entscheidung, dass dem Sohn kein Anspruch auf 
Zahlung eines Schmerzensgeldes zusteht. Hier steht der durch die künstliche Ernährung 
ermöglichte Zustand des Weiterlebens mit krankheitsbedingten Leiden dem Zustand ge-
genüber, wie er bei Abbruch der künstlichen Ernährung eingetreten wäre, also dem Tod. 
Das menschliche Leben ist ein höchstrangiges Rechtsgut und absolut erhaltungswürdig. 
Das Urteil über seinen Wert steht keinem Dritten zu. Deshalb verbietet es sich, das Leben 
– auch ein leidensbehaftetes Weiterleben – als Schaden anzusehen.

 
Jeder kann durch Unfall, Krankheit oder Alter in die Lage kommen, wichtige 
Angelegenheiten seines Lebens nicht mehr selbstverantwortlich regeln zu 

können. In einer Vorsorgevollmacht gibt die betroffene Person in gesunden Tagen für 
den Fall einer später eintretenden Geschäfts- oder Einwilligungsunfähigkeit (z. B. durch 
altersbedingten Abbau von geistigen Fähigkeiten) einem anderen die Vollmacht, im Na-
men der betroffenen Person zu handeln. Sie ist nicht nur sinnvoll für ältere Menschen, 
sondern für jeden. Denn auch bei Ehe- und Lebenspartnern dürfen diese im Notfall nicht 
automatisch füreinander handeln. Bei Nichtvorliegen einer Vorsorgevollmacht bestimmt 
das Gericht, wer für den Betroffenen die Entscheidungen trifft (z. B. ein Angehöriger 
oder auch ein Berufsbetreuer).

Die Wahl des Bevollmächtigten will gut überlegt sein. Das Vertrauen in die Person ist 
eine wichtige Voraussetzung, da diese im „Ernstfall“ wichtige Entscheidungen z. B. bei 
medizinischen Behandlungen, bei der Auswahl eines Pfl egeplatzes und in fi nanziellen 
Dingen zu treffen hat. Informationen fi nden Sie auf der Homepage des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucherschutz unter https://www.bmjv.de - Publikationen.
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Eine Klinik kann verpfl ichtet sein sich zu vergewissern, ob die in einer 
schwierigen Situation gegebene Einwilligung des Patienten in eine Operati-
on nach wie vor dem freien Willen entspricht. Dies gilt jedenfalls in einem 
vom Oberlandesgericht Köln (OLG) entschiedenen Fall. Hier zeigte sich eine 

Patientin beim ärztlichen Aufklärungsgespräch ausgesprochen skeptisch und „regelrecht 
widerspenstig“ gegenüber der von den Ärzten für notwendig gehaltenen Operation. Nur 
mit einiger Mühe konnte sie von der OP überzeugt werden. Die Operation wurde kurz-
fristig um mehrere Stunden vorgezogen. Die Ärzte vergewisserten sich jedoch nicht zum 
Fortbestand der Einwilligung.

Das OLG kam zu der Entscheidung, dass sich hier die Klinik vom Fortbestand der Einwil-
ligung hätte vergewissern müssen und sprachen der Patientin wegen Operationsfolgen 
10.000 € Schmerzensgeld zu.

Die Aufklärung eines Patienten muss so rechtzeitig erfolgen, dass dieser seine Entschei-
dung wohlüberlegt treffen kann. Ein stationär aufgenommener Patient muss regelmäßig 
mindestens einen Tag vor der Operation aufgeklärt werden, wenn der Eingriff nicht 
medizinisch dringend ist. Die Übung des Krankenhauses, den Patienten unmittelbar im 
Anschluss an die Aufklärung zur Unterschrift unter die Einwilligungserklärung zu bewe-
gen, ist schon vom Grundsatz her bedenklich.
 
   

Die Parteien eines Wohnraummietvertrages können vereinbaren, dass der 
Mieter bestimmte, in der Betriebskostenverordnung bezeichnete Betriebs-
kosten trägt, entweder als Pauschale oder im Wege (angemessener) Voraus-
zahlungen mit Abrechnungspfl icht. Einer solchen Vereinbarung bedarf es, 
weil der Vermieter nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) die auf der 

Mietsache ruhenden Lasten zu tragen hat. Die Miete ist von ihrer gesetzgeberischen 
Ausgestaltung her eine Inklusivmiete, sodass die aus der Gebrauchsgewährung her-
rührenden Kosten grundsätzlich mit der vereinbarten Miete abgegolten werden. Zum 
Schutz des Mieters sieht das BGB allerdings vor, dass Vereinbarungen, die zum Nachteil 
des Mieters von den Bestimmungen abweichen, unwirksam sind.

In einem Fall aus der Praxis hatte der Bundesgerichtshof (BGH) zu beurteilen, ob in 
einem Mietvertrag auch die Zahlung einer Verwaltungspauschale vereinbart werden 
kann. In dem am 19.12.2018 entschiedenen Fall war im Mietvertrag neben der Kaltmie-
te, dem Betriebskostenvorschuss, dem Heizkostenvorschuss auch eine Verwaltungskos-
tenpauschale aufgeführt.

Der BGH kam zu folgendem Urteil: „Eine in einem formularmäßigen Wohnraummietver-
trag gesondert ausgewiesene Verwaltungskostenpauschale stellt eine zum Nachteil des 
Mieters von den Regelungen im BGB abweichende und damit unwirksame Vereinbarung 
dar, sofern aus dem Mietvertrag nicht eindeutig hervorgeht, dass es sich bei dieser Pau-
schale um einen Teil der Grundmiete (Nettomiete) handelt.“ Die vereinbarte Klausel ist 
somit unwirksam.

Einen Makler trifft beim Fehlen einer entsprechenden Vereinbarung grund-
sätzlich keine vertragliche Nebenpfl icht, steuerrechtliche Fragen zu prüfen, 
die sich im Zusammenhang mit dem Vertrag stellen, den er vermittelt oder 

für dessen Abschluss er eine Gelegenheit nachweist und seinen Auftraggeber über die in 
diesem Zusammenhang relevanten Umstände aufzuklären.

Abweichendes gilt im Einzelfall ausnahmsweise dann, wenn der Makler sich hinsichtlich 
bestimmter Steuerfragen als Fachmann ausgibt, wenn er sich beispielsweise in seiner 
Werbung einer langjährigen Tätigkeit und Erfahrung rühmt, wenn der Auftraggeber 
hinsichtlich vertragsrelevanter Umstände erkennbar rechtlicher Belehrung bedarf oder 
wenn der Makler den Auftraggeber zu einem riskanten Vorgehen veranlasst oder ihn 
sonst zu einem unvorteilhaften und überstürzten Vertragsschluss verleitet.

Ein Makler, der einen Grundstückskauf vermittelt, ist nur dann gehalten, auf mögliche 
steuerrechtliche Folgen des vermittelten Geschäfts hinzuweisen, wenn er aufgrund be-
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sonderer Umstände Anlass zu der Vermutung haben muss, seinem Kunden drohe ein 
Schaden, weil er sich der Gefahr des Entstehens einer besonderen Steuerpfl icht (z. B. 
Verkauf der Immobilie innerhalb der 10-jährigen Spekulationsfrist) nicht bewusst ist.

Ein Arbeitnehmer kann einen Vertrag, durch den das Arbeitsverhältnis be-
endet wird (Aufhebungsvertrag), auch dann nicht widerrufen, wenn er in 
seiner Privatwohnung abgeschlossen wurde. Ein Aufhebungsvertrag kann 
jedoch unwirksam sein, falls er unter Missachtung des Gebots fairen Ver-
handelns zustande gekommen ist.

Folgender Sachverhalt lag dem Bundesarbeitsgericht zur Entscheidung vor: Eine Ar-
beitnehmerin war bei einer Arbeitgeberin als Reinigungskraft beschäftigt. Sie schloss in 
ihrer Wohnung mit dem Lebensgefährten der Arbeitgeberin einen Aufhebungsvertrag, 
der die sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Zahlung einer Abfi ndung 
vorsieht. Anlass und Ablauf der Vertragsverhandlungen sind umstritten. Nach Darstel-
lung der Reinigungskraft war sie am Tag des Vertragsschlusses erkrankt. Sie hat den 
Aufhebungsvertrag wegen Irrtums, arglistiger Täuschung und widerrechtlicher Drohung 
angefochten und hilfsweise widerrufen.

Der Gesetzgeber hat zwar Verbrauchern bei Verträgen, die außerhalb von Geschäftsräu-
men geschlossen worden sind, ein Widerrufsrecht eingeräumt. Arbeitsrechtliche Auf-
hebungsverträge unterfallen jedoch nicht diesem Widerrufsrecht. Dagegen ist aber das 
Gebot fairen Verhandelns vor Abschluss des Aufhebungsvertrags zu beachten. Dieses 
wird verletzt, wenn eine Seite eine psychische Drucksituation schafft, die eine freie und 
überlegte Entscheidung des Vertragspartners über den Abschluss eines Aufhebungsver-
trags erheblich erschwert.

Nach dem Bundesurlaubsgesetz beläuft sich der Anspruch auf bezahlten 
Jahresurlaub bei einer gleichmäßigen Verteilung der Arbeit auf 6 Tage in 
der Woche auf 24 Werktage. Dies entspricht einem gesetzlichen Jahresur-

laubsanspruch von 20 Tagen bei einer Fünftagewoche. Ist die Arbeitszeit eines Arbeit-
nehmers auf weniger oder mehr als 6 Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, muss 
die Anzahl der Urlaubstage unter Berücksichtigung des für das Urlaubsjahr maßgeb-
lichen Arbeitsrhythmus berechnet werden, um für alle Arbeitnehmer eine gleichwertige 
Urlaubsdauer zu gewährleisten.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat diese Umrechnung in Fällen des Sonderurlaubs bis-
her nicht vorgenommen. Mit Urteil vom 19.3.2019 entschieden die BAG-Richter, dass 
für die Berechnung des gesetzlichen Mindesturlaubs Zeiten eines unbezahlten Sonder-
urlaubs unberücksichtigt bleiben.

Durch die Vereinbarung von Sonderurlaub haben Arbeitnehmer und Arbeitgeber ihre 
Hauptleistungspfl ichten vorübergehend ausgesetzt. Dies führt dazu, dass einem Arbeit-
nehmer für ein Kalenderjahr, in dem er sich durchgehend im unbezahlten Sonderurlaub 
befi ndet, mangels einer Arbeitspfl icht kein Anspruch auf Erholungsurlaub zusteht.
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 Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
 (§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

 Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
 (§ 288 BGB seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
  (abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  (abgeschlossen ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale
 
 Verbraucherpreis- 2019: März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4
 index: 2015 = 100  2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9; September = 104,7  
   Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! 
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


